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- Abschrift - 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 6. Juni 1952 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsaussdiüsses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 86 Sitzung 
am 6, Juni 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 16. Mai 1952 verabschiedeten 

Gesetzes über einen Allgemeinen Lastenausgleich 
-Nrn. 18oo, zu 18oo, 33oo, zu 33oo der Drucksachen- 

zu verlangen, daß der Vermittlungsauschuß gemäß Artikel 77 Absatz 2 
des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen Gründen 
einberufen wird. 


gez. Kopf 


Anlage 


Bonn, den 6. Juni 1952 


An den 

Herrn Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 23. Mai 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Kopf 


Druck; Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



BUNDESRAT 


Bonn, den 6. Juni 1952 


Zusammenstellung der Gründe für die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
hinsichtlich des Gesetzes über den Lastenausgleich 


1. § 5 Abs. 1 Ziff 5 ist zu streichen. Ziff. 6 
wird Ziff. 5. 

Begründung: 

Die Übertragung von Vermögenswerten 
aus dem Eigentum des Bundes und der 
Länder in den Lastenausgleichsfonds 
widerspricht dem Grundsatz, daß Mittel 
der öffentlichen Hand außerhalb der Aus- 
gleichsabgaben nicht für Zwecke des 
Lastenausgleichs herangezogen werden 
sollen. 

2. Dem § 11 „Ostschäden'' ist folgender 
Abs. 2 hinzuzufügen: 

„Die aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone vertriebenen deutschen Staats- 
angehörigen, die am 31. Dezember 
1950 ihren Wohnsitz Im Bundesgebiet 
und West-Berlin hatten, werden hin- 
sichtlich ihrer Ostschäden den Be- 
rechtigten nach Abs. 1 gleichgestellt.“ 

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

Begründung: 

Nachdem der Deutsche Bundestag in 
einer Entschließung vom 16. Mai 1952 
die Bundesregierung ersucht hat, dem 
Bundestag baldigst einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der den Flüchtlingen aus der 
sowjetischen Besatzungszone Leistungen 
gewährt, die unter Berücksichtigung der 
besonderen Lage dieser Flüchtlinge den 
Leistungen des Lastenausgleichsgesetzes 
entsprechen, erscheint es dringend ge- 
boten, bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Sowjetzonenflüchtlinge auch 
schon Im Rahmen des Lastenausgleichs- 
gesetzes stärker zu berücksichtigen. 

3. In § 15 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 1 wird hinter 
dem Wort „Sowie“ eingefügt: „mit 
ihrem land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen, mit ihrem Vermögen, das un- 
mittelbar Kur- und Heilzwecken dient 
und“. 


Begründung: 

Wie bereits zu § 5 gesagt, widerspricht 
der Bundesrat dem Bestreben, ordnungs- 
mäßige Einnahmen und Vermögens- 
werte des Bundes und der Länder zur 
Finanzierung der Ausgleichsleistungen 
heranzuziehen. Er kann sich deshalb 
nicht damit einverstanden erklären, daß 
das landwirtschaftliche und forstwirt- 
schaftliche Vermögen der öffentlichen 
Hand zur Vermögensabgabe herangezo- 
gen wird, weil dadurch den öffentlichen 
Haushalten Einnahmen entzogen wür- 
den, die anderweitig ausgeglichen werden 
niußten. Dieser Auffassung hatte bezüg- 
lich des forstwirtschaftlichen Vermögens 
bereits das Soforthilfegesetz Rechnung 
getragen. Der Regierungsentwurf hatte 
sowohl das landwirtschaftliche als auch 
das forstwirtschaftliche Vermögen der 
öffentlichen Hand von der Vermögensab- 
gabe freisteilen wollen. Die gleichen Ge- 
sichtspunkte gelten für das Vermögen, 
das unmittelbar Kur- und Heilzwecken 
dient, um so mehr, als dieses Vermögen 
sozialpolitischen und gesundheitlichen 
Zwecken gewidmet ist. 

4. In § 15 Abs. 1 Ist nach der Ziff. 10 eine 
neue Ziff. 10 a einzufügen mit folgendem 
Wortlaut: 

„Wasserverkehrsunternehmen, für die 
die gleichen Voraussetzungen wie 
bei den Landverkehrsunternehmen 
(Ziff. 10) vorliegen.“ 

Begründung: 

Der Vorschlag bezweckt, die Wasserver- 
kehrsunternehmen nach den gleichen Ge- 
sichtspunkten bei der Vermögensabgabe 
zu behandeln, wie sie für die Straßen- 
verkehrsuntemehmen gern. § 15 Ziff. 10 
gelten. 

5. § 19, Ziffer 2 Satz 1 Halbsatz 1 ist wie 
folgt zu fassen: 


2 



„2. Aktien, Kuxe und sonstige An- 
teile und Genußscheine an Kapital- 
gesellschaften, die am 21. Juni 1948 
ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt haben, 
sind mit dem halben Wert abzu- 
setzen, soweit die Anteile oder Ge- 
nußscheine bis zum 31. Dezember 
1948 zum amtlichen Verkehr an der 
Börse zugelassen waren oder im Frei- 
verkehr gehandelt worden sind;“ 

Begründung: 

In der vom Bundestag beschlossenen Vor- 
schrift bezieht sich der Relativsatz in 
vollem Umfang auf die Kapitalgesell- 
schaften, während mit der zweiten Hälfte 
dieses Nebensatzes die Anteile gemeint 
sind. Dieses sprachliche Versehen kann zu 
Auslcgungsschwierigkelten führen. 

6. Es ist zu prüfen, ob und inwieweit § 20 a 
des Entwurfs im Hinblick auf die Bestim- 
mungen des Generalvertrages über die Be- 
freiung bestimmter Personengruppen zu 
streichen oder zu andern ist, 

Begründung: 

Im Generalvertrag ist festgelegt worden, 
inwieweit Angehörige der Vereinten Na- 
tionen vom Lastenausgleich befreit sind. 
Die Vergünstigungen des § 20 a des Ent- 
wurfs knüpfen an andere Voraussetzungen 
an als der Generalvertrag. Sie gehen teil- 
weise über die Befreiungen des General- 
vertrages hinaus. Es dürfte sich emp- 
fehlen, im Vermittlungsausschuß die 
Frage zu prüfen, inwieweit § 20 a mit 
dem Generalvertrag in Einklang steht. 

7. § 38 erhält folgende Fassung: 

4 38 

Ausmaß der Berücksichtigung von 
Schäden 

(1) Das Ausmaß der Berücksichti- 
gung der Kriegssachschäden, Ver- 
treibungsschäden und Ostschäden be- 
stimmt sich: 

1. nach dem Verhältnis der Schaden 
zum Vermögen des Abgabepflichti- 
gen zu Beginn des 21. Juni 1948, 
ausgedrückt in Hundertsteln des 
V ermögens (Schadenspunktzahl), 

2. nach der Höhe des Vermögens des 
Abgabepflichtigen zu Beginn des 
21. Juni 1948. 


(2) Dafür gelten die folgenden Vor- 
schriften: 

1. Bei Schadenspunktzahlen unter 30 
wird keine Ermäßigung gewährt. 

2. Bei Vermögen bis zu 75 000 Deut- 
sclie Mark beginnt die Ermäßigung 
bei einer Schadenspunktzahl von 
30 mit 3 V. H. der Abgabe und 
steigt bei höheren Schadenspunkt- 
zahlen derart, daß die Abgabe bei 
einer Schadenspunktzahl von 400 
und mehr wegfällt. 

3. Bei Vermögen über 75 000 Deutsche 
Mark, jedoch weniger als 150 000 
Deutsche Mark, vermindern sich die 
Ermäßigungen nach Nr. 2 bei 
steigendem Vermögen derart, daß 
sich bei Vermögen von 150 000 
Deutsche Mark auch bei einer 
Schadenspunktzahl von 400 und 
mehr die Abgabe nicht mehr er- 
mäßigt. 

4. Nach den Vorschriften der Nr. 1 
bis 3 ist eine Tabelle für die Er- 
mäßigungen durch Rechtsverord- 
nung festzustellen. 

5. Bruchteile von Schadenspunkten 
sind, wenn sie 0,5 oder weniger be- 
tragen, nicht zu berücksichtigen; be- 
tragen sie mehr als 0,5, so sind sie 
auf einen vollen Punkt aufzu- 
runden. 

(3) Als Vermögen zu Beginn des 
21. Juni 1948 und als Vermögen im 
Sinne des Absatzes 2 gilt das Ver- 
mögen, das sich für diesen Zeitpunkt 
nadi § 18 ergibt, wenn § 19 Nr. 1 bis 5 
niclit berücksichtigt wird; auch bei be- 
schränkt Abgabepflichtigen ist vom 
Gesamtvermögen im Sinne des § 18 
Abs. 1 auszugehen. Diesem Vermögen 
sind gegebenenfalls zuzurechnen: 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert 
solcher Wirtschaftsgüter, die nach 
den Vorschriften des Vermögen- 
steuergesetzes oder anderer Gesetze 
von der Vermögensteuer ganz oder 
teilweise befreit sind; 

2. bei unbeschränkt abgabepflichtigen 
Kapitalgesellschaften, die nach § 60 
des Bewertungsgesetzes außer An- 
satz bleibenden Beteiligungen. 

Schulden und Lasten, die mit Wirt- 
schaftsgütern der In Nr. 1 und 2 be- 
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zeichneten Art in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen, sind abzuziehen.“ 

Begründung: 

Der Regierungsentwurf ging davon aus, 
daß Kriegssachsch’äden und Vertreibungs- 
schäden nur bei einem abgabepflichtigen 
Vermögen berücksichtigt werden sollen, 
das 150 000 DM nicht übersteigt. Diese 
Beschränkung ist nach dem vorliegenden 
Entwurf aufgehoben. Die Bundesregierung 
hatte nach ihrem Vorschläge eine Minde- 
rung des Aufkommens in der Vermögens- 
abgabe von schätzungsweise 100 Mio DM 
jährlich in Kauf genommen. Es ist anzu- 
nehmen, daß durch den Eortfall der Be- 
grenzung ein wesentlich höherer Ausfall 
an Vermögensabgabe entsteht. Die Vor- 
schrift des § 38 Abs. 4, wonach die Er- 
mäßigungen durch eine spätere Rechts- 
verordnung teilweise storniert werden 
sollen, wenn der Gesamtausfall die Summe 
von 100 Mio DM jährlich übersteigt, kann 
zu einer befriedigenden Lösung nicht 
führen, weil es unmöglich oder jedenfalls 
sehr unpraktisch wäre, die rechtskräftigen 
Veranlagungen auf Grund einer Rechts- 
verordnung zu Lasten der Abgabepflichti- 
gen zu ändern. Soll nach Maßgabe des 
Regierungsentwurfs alsbald eine end- 
gültige Klarheit über die Höhe der Ver- 
mögensabgabe herbeigeführt werden, so 
ist dies nur bei Begrenzung der Berück- 
sichtigung der Kriegssachschäden und Ver- 
treibungsschäden möglich. 

8. In § 39 Abs. 1 ist Ziff. 2 zu streichen. 
Begründung: 

Die Regierungsvorlage sah neben der Ver- 
mögensabgabe im § 171 die Erhebung 
einer Sonderabgabe vom Vorratsver- 
mögen vor. Auf diese Sonderabgabe 
sollten die Leistungen angerechnet wer- 
den, die von den Abgabepflichtigen nach 
§ 18 des Soforthilfegesetzes als Sonder- 
abgabe entrichtet worden sind. Der 
Bundesrat ging von der Auffassung der 
Bundesregierung aus und hatte zu § 171 
einen Vorschlag zur Vereinfachung und 
Erhöhung der Sonderabgabc gemacht. Im 
Gegensatz hierzu bestimmt der jetzige 
Entwurf, daß die Zahlungen an Sofort- 
hllfesonderabgabe auf die Vermögensab- 
gabe angerechnet werden sollen. Das ist 
die Umkehrung des Gedankens aus dem 
Regierungsentwurf, der zwischen Ver- 


mögensabgabe und Sonderabgabe deutlich 
unterschied und der die Anrechnung der 
Soforthilfesonderabgabe auf eine Ver- 
mögensabgabe nicht kannte und nicht 
wollte. Die jetzige Vorschrift bedeutet 
eine Begünstigung derjenigen Abgabe- 
pflichtigen, die wegen ihres Bestandes an 
Vorratsvermögen nach der Währungs- 
reform aus allgemeinen wirtschaftlichen 
und politischen Überlegungen einer Son- 
derabgabe unterworfen wurden, die aus- 
drücklich über die allgemeine Sonderab- 
gabe hinausging und deren Anrechnung 
auf die Vermögensabgabe daher nach Sinn 
und Zweck nicht in Erwägung gezogen 
wurde. § 25 des Soforthilfegesetzes be- 
stätigt die hier vorgetragene Meinung, 
weil darin ausdrücklich von der Anrech- 
nung auf „die Abgaben“ (also Mehrzahl) 
gesprochen wird, was die Unterscheidung 
zwischen allgemeiner Abgabe (jetzt Ver- 
mögensabgabe) und Sonderabgabe be- 
deutet. Es handelt sich um einen 
anrechnungsfähigen Betrag von fast 
Vs Milliarde DM. 

Wird Ziff. 2 des § 39 Abs. 1 gestrichen, 
so ist § 171 des Regierungsentwurfs 

wiederherzustellen. 

9. Die §§ 84 bis 122 sind zu streidaen. 
Begründung: 

Nach Art. 107 GG wird die endgültige 
Verteilung der der konkurrierenden Ge- 
setzgebung unterliegenden Steuern auf 
den Bund und die Länder spätestens bis 
zum 31. Dezember 1952 durch ein 
Bundesgesetz vorgenommen, das der Zu- 
stimmung des Bundesrats bedarf. Solange 
dieses Gesetz nicht besteht, ist es ver- 
fassungsrechtlich nicht möglich, daß die 
Vermögensteuer für Zwecke des Bundes 
in Anspruch genommen wird. Die Länder 
können auf das Aufkommen aus der Ver- 
mögensteuer nicht verzichten, weil sie in 
der Hauptsache auf die krisenempfind- 
liche Einkommen- und Körperschaftsteuer 
angewiesen sind. Auch aus grundsätz- 
lichen Überlegungen muß es abgelehnt 
werden, zur Finanzierung der Ausgleichs- 
leistungen andere Einnahmequellen heran- 
zuziehen, als sie durch die Belastung des 
erhaltenen Sachwertbesitzes (Vermögens- 
abgabe) und die Erfassung der Währungs- 
gewinne zur Verfügung stehen. Es kommt 
hinzu, daß die Einnahmen der Länder 
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ohnehin durch die Auswirkungen der 
Ausgleichsabgaben erheblich geschmälert 
werden. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß 
die Übergangsabgabe sich auf die Rech- 
nungsjahre 1951 und 1952 bezieht, für 
die von den Ländern die laufende Ver- 
mögensteuer zum allergrößten Teil be- 
reits erhoben worden ist. Es kann den 
Ländern nicht zugemutet werden, ord- 
nungsgemäß veranschlagte und erhobene 
Haushaltseinnahmen nachträglich an den 
Lastenausgleichsfonds abzuführen. 

Die §§ 112, 114 bis 119, 121. und 122 sind 
ohne Beachtung der im Grundgesetz vor- 
geschriebenen Form für verfassungs- 
ändernde Gesetze beschlossen worden. 

Der Ordnung halber wird darauf hinge- 
wiesen, daß die Bestimmung in § 93 a 
Abs. 2 mit den Vorschriften In § 88 nicht 
vereinbar ist und daher gestrichen werden 
müßte. Da jede Differenzierung des 
Steuersatzes, wie sie In § 93 a Abs. 6 vor- 
gesehen ist, zu Schwierigkeiten bei der 
Erhebung führt, sollte bei der Vermögen- 
steuer ein einheitlicher Satz festgelegt 
werden. 

10. § 163 Abs. 4 ist zu streichen. 
Begründung: 

Die Bestimmung ist bei den abschließen- 
den Beratungen des Bundestagsausschusses 
gestrichen, aber in der 2. Lesung des 
Bundestags wieder aufgenommen worden. 
Auch die bundeseinheitlichen Richtlinien 
über den Erlaß von Leistungen aus Um- 
stellungsgrundschulden kannten eine solche 
Vorschrift nicht. Es ist zu befürchten, 
daß auf diese Weise eine wesentliche Ver- 
minderung des Aufkommens der Hypo- 
thekengewinnabgabe herbeigeführt wird 
und dadurch die Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau weiter geschmälert werden. 
Die Hinweise in § 188 und § 189 sind 
entsprechend zu berichtigen. 

11. § 170 Abs. 3 erhält folgenden Zusatz: 

„Sie erhalten für ihre Aufwendungen 
eine Entschädigung aus den Erträgen 
der Abgabe.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht 
der bisherigen Praxis. Eine entsprechende 


Bestimmung war in allen Entwürfen ent- 
halten. Sie ist erst Im abschließenden Be- 
richt des Bundestagsausschusses vom 
26. März 1952 gestrichen worden. Der 
Vorschlag entspricht dem Grundgedanken 
in § 5 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz. 

12. § 232 erhält folgende Fassung: 

„Die Verwaltung der Lastenaus- 
gleichsabgaben wird den Landesfinanz- 
behörden als Auftragsverwaltung 
übertragen. Die Länder erhalten vom 
Bund als Beitrag zu den Kosten der 
Verwaltung 4 v. H. des Istaufkom- 
mens der erhobenen Lastenausglcichs- 
abgaben.“ 

Begründung: 

Der Entwurf sieht In § 232 vor, daß die 
Lastenausgleichsabgabe durch die Ober- 
finanzdlrektlonen verwaltet werden, und 
zwar durch Verwaltungangehörige des 
Bundes, die dem Oberfinanzpräsidenten 
unmittelbar unterstehen. Die Oberfinanz- 
direktionen sollen bei der Bearbeitung der 
Ausgleichsabgaben die Hilfe der Finanz- 
ämter in Anspruch nehmen können. 

Gegen diese Regelung bestehen verfas- 
sungsrechtliche und sachliche Bedenken. 
Artikel 108 GG räumt dem Bund für die 
Verwaltung der einmaligen Vermögens- 
abgaben zwei Möglichkeiten ein: die Ver- 
waltung durch Bundesfinanzbehörden oder 
die Verwaltung durch Landesfinanzbehör- 
den als Auftragsverwaltung. Die im Ent- 
wurf gewählte Lösung ist weder eine reine 
Bundesverwaltung noch eine reine Auf- 
tragsverwaltung durch die Länder, viel- 
mehr eine Kombination beider Möglich- 
keiten, die In klarem Widerspruch zu 
Artikel 108 GG steht. Sie begegnet auch 
sachlichen Bedenken, weil die Ausgleichs- 
abgaben nicht getrennt von den übrigen 
Besltzsteuern verwaltet werden können. 
Sowohl die Vermögensabgabe wie die Ab- 
gaben auf die Währungsgewinne bauen 
auf den Feststellungen und Ergebnissen 
bei der Feststellung der Einheitswerte 
der Veranlagung der Vermögensteuer 
und der Einkommensteuer auf, die Lan- 
dessteuern sind. 

Es Ist daher erforderlich, daß die Aus- 
gleichsabgaben von den Landesfinanz- 
behörden Im Aufträge des Bundes ver- 
waltet werden, damit die enge Verbln- 
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düng zur Verwaltung der Einkommen- 
und Vermögensteuer gesichert wird. 

13. § 239 Abs, 1 Ziff. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„l.Die Vierteljahresbeträge der Ver- 
mögensabgabe einschließlich der 
Leistungen, die im Falle der sofor- 
tigen Fälligkeit der Abgabeschuld 
(§§ 44—46, § 57, § 228 a) und im 
Falle der Ablösung (§ 228) entrich- 
tet werden, sind bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer nicht 
abzugsfähig.“ 

Ziffer 2 wird gestrichen. 

Begründung: 

Der Abzug von einem Drittel der Raten 
auf die Vermögensabgabe führt bei der 
Einkommen- und Körperschafsteuer zu 
Lasten der Länder zu einem erheblichen 
Ausfall. Der Bundesminister der Finanzen 
hat den Ausfall auf 180 Mio DM jährlich 
geschätzt. Dieser indirekte Beitrag aus den 
Länderhaushalten an den Lastenaus- 
gleichsfonds kann vermieden werden, 
wenn auf die Abzugsfähigkelten von 
einem Drittel der Leistungen aus der 
Vermögensabgabe verzichtet wird. Ein 
solcher Verzicht erscheint zumutbar, weil 
die Abgabepflichtigen nicht zur sofortigen 
Leistung der Abgabeschuld, sondern zu 
30 Jahresraten verpflichtet sind. Das be- 
deutet eine so wesentliche Begünstigung, 
daß auf den Abzug von einem Drittel 
der Leistungen bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer verzichtet werden 
kann. 

Die Abzugsfähigkeit wirkt der Ablösung 
der Ausgleichsabgaben im Sinne von 5 228 
entgegen. 

Das Soforthilfegesetz kannte die Ab- 
zugsfähigkeit nicht, obgleich die Belastung 
der Abgabepflichtigen allgemein höher 
war. 

Ausgleldisleistungen 

14. § 269 erhält folgende Fassung: 

4 269 

Schadensgruppen 

Auf Grund der Schadensfeststellung 
werden die Geschädigten In eine der fol- 
genden Gruppen eingestuft: 


Schadensgruppe: Schadensbetrag: 

Reichsmark 


I 


500,— 

bis 

1 

500,— 

II 

1 

501,— 

bis 

2 

200,— 

III 

2 

201,— 

bis 

3 

000,— 

IV 

3 

001,— 

bis 

4 

200,— 

V 

4 

201,— 

bis 

6 

000,— 

VI 

6 

001,— 

bis 

8 

500,— 

VII 

8 

501.— 

bis 

12 

000,— 

VIII 

12 

001,— 

bis 

16 

000,— 

IX 

16 

001,— 

bis 

20 

000,— 

X 

20 

001,— 

bis 

30 

000,— 

XI 

30 

001,— 

bis 

40 

000,— 

XII 

40 

001,— 

bis 

52 

500,— 

XIII 

52 

501,— 

bis 

70 

000,— 

XIV 

70 

001,— 

bis 

90 

000,— 

XV 

90 

001,— 

bis 

125 

000,— 

XVI 

125 

001,— 

bis 

175 

000,— 

XVII 

175 

001,— 

bis 

225 

000,— 

XVIII 

225 

001,— 

bis 

275 

000,— 

XIX 

275 

001,— 

bis 

325 

000,— 

XX 

325 

001,— 

bis 

375 

000,— 

XXI 

375 

001,— 

bis 

425 

000,— 

XXII 

425 

001,— 

bis 

475 

000,— 

XXIII 

über 475 

000,— 





Nach § 269 Ist ein neuer § 269 a elhzu- 
fügen mit folgendem Wortlaut: 


4 269 a 

Bemessung der Haüptentschädlgung 

(1) Die Flauptentschädigung bemißt 
sich nach dem Grundbetrag, welcher der 
Schadensgruppe entspricht, in die der 
Entschädigungsberechtigte nach § 269 ein- 
gereiht worden ist. 


(2) Die Grundbeträge sind nun 


in 

Gruppe 

I 

800,— 

DM 

in 

Gruppe 

II 

1 100,— 

DM 

in 

Gruppe 

III 

1 400,— 

DM 

in 

Gruppe 

IV 

1 800,— 

DM 

in 

Gruppe 

V 

2 300,— 

DM 

in 

Gruppe 

VI 

2 900,— 

DM 

in 

Gruppe 

VII 

3 600,— 

DM 

in 

Gruppe 

VIII 

4 200,— 

DM 

in 

Gruppe 

IX 

5 000,— 

DM 

in 

Gruppe 

X 

5 500,— 

DM 

in 

Gruppe 

XI 

7 000,— 

DM 

in 

Gruppe 

XII 

8 200,— 

DM 

in 

Gruppe 

XIII 

9 800,— 

DM 

in 

Gruppe 

XIV 

11 200,— 

DM 

in 

Gruppe 

XV 

13 000,— 

DM 
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in Gruppe XVI 
in Gruppe XVII 
in Gruppe XVIII 
in Gruppe XIX 
in Gruppe XX 
in Gruppe XXI 
in Gruppe XXII 
in Gruppe XXIII 


15 000 — DM 
18 000 — DM 
21 000 — DM 
24 000 — DM 
27 500 — DM 
30 500 — DM 
33 000 — DM 
35 000 — DM 


(3) Sobald hinreichende Unterlagen 
über die Höhe der verfügbaren Mitte! 
und über den Umfang der zu be- 
rücksichtigenden Sdiäden vorliegen, 
spätestens bis zum 31. März 1957, 
wird durch Gesetz bestimmt, ob und 
ln welchem Umfange die Grund- 
beträge erhöht werden. 


Begründung: 

Der Regierungsentwurf sah die Bildung 
von 15 Schadensgruppen vor, wobei die 
erste Schäden von 501 — 1000 RM, die 
letzte Schäden über 150 000 RM um- 
faßte. In dem Material, das der Bundes- 
rat mit Beschluß vom 19 Januar 1951 
dem Bundestag überwiesen hatte, war die 
Bildung von zehn Schadensgruppen an- 
geregt. Der jetzige § 269 kennt keine 
Schadensgruppen und verweist wegen der 
Feststellung der Schäden in § 259 auf das 
Feststellungsgesetz vom 21. April 1952. 
Der Bundesrat hat die größten Bedenken 
wegen dieses Verfahrens für die Feststel- 
lung der Schäden und wegen der Fest- 
setzung der Schadensbeträge für die 
Hauptentschädigung. Er befindet sich da- 
bei in voller Übereinstimmung mit dem 
Bundesfinanzminister. Es wird verwiesen 
auf die schriftliche Stellungnahme des 
Bundesminlstcrs der Finanzen vom 
15. Februar 1952 gegenüber dem Bun- 
destagsausschuß für den Lastenausgleich. 
Es mag genügen, den letzten Absatz die- 
ser Stellungnahme hier wiederzugeben. 

„Die Regelung des § 269 des vorlie- 
genden Entwurfs und der entsprechen- 
den Vorschriften bei der Kriegs- 
schadenrente erscheint . . . undurch- 
führbar. Jedenfalls würde sidi die 
Verwaltung außerstande sehen, die 
Verantwortung für die Durch lührbar- 
keit des Gesetzes unter diesen Um- 
ständen zu übernehmen. Die Bildung 
von Schadensgruppen bzw. die Pau- 
schalierung (Auf- und Abrundung) 
der Schadensbeträge ist, . . . , sowohl 
aus sachlichen als aus verwaltungs- 


mäßigen Gründen notwendig. Wird 
dieses Prinzip anerkannt, so ist es nur 
noch eine Frage der Zweckmäßigkeit, 
welche Stufung jeweils vorgenommen 
wird. Je weniger Stufen, desto leich- 
ter, einfacher, rascher und billiger ist 
die Durchführung.“ 

Ohne der Entscheidung des Vermittlungs- 
ausschusses vorzugreifen, hat der Bundes- 
rat durch die vorgeschlagene Einteilung 
in Schadensgruppen die Regelung zur 
Diskussion gestellt, die nach der Größen- 
ordnung mit Zwischentext In § 269 vom 
15. Februar 1952 entsprechen würde. 

15. § 282 Abs. 3 der jetzigen Fassung wird 
durch folgende Fassung ersetzt: 

»(3) Von den Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Satz 2 kann abgesehen 
werden, wenn der Betrieb durch In- 
anspruchnahme von Arbeitsplatzdar- 
lehen instandgesetzt wird, unter be- 
sonders günstigen Bedingungen Dauer- 
arbcitsplätze für eine größere Anzahl 
von Geschädigten zu schaffen.“ 

Begründung: 

Die Gewährung von Arbeitsplatzdar- 
lehen müßte auf große Schwierigkeiten 
stoßen und würde praktisch von der be- 
reitwilligen Mitarbeit der Kreditinstitute 
abhängig gemacht, wenn die Darlehen 
nach § 282 Abs. 3 nur gewährt werden 
dürften, falls ein Kreditinstitut dafür die 
selbstschuldnerische Bürgschaft in Höhe 
von 10 Vo übernimmt. Diese Vorschrift 
muß gestrichen werden. Die Regelung 
der Frage, wie ausreichende Sicherheiten 
für Arbeitsplatzdarlehen beschafft wer- 
den, gehört in eine Rechtsverordnung 
oder eine Weisung. 

Der Bundesrat legt größten Wert darauf, 
daß In den nächsten Jahren die sich bie- 
tenden Möglichkeiten zur Eingliederung 
der Vertriebenen in den Wirtschaftspro- 
zeß wahrgenommen werden. Dazu gehört 
neben den Aufbaudarlehen die Gewäh- 
rung von Darlehen zur Schaffung von 
Dauerarbeitsplätzen. Die Beschränkung 
bei der Gewährung solcher Arbeitsplatz- 
darlehen auf die Unternehmen von 
Kriegssachgeschädlgten und Vertriebenen 
hat sich als zu eng erwiesen. Gerade in 
den Notstandsgebieten ist die Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen bei vorhandenen 
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einheimischen Unternehmen vielfach das 
Gegebene und mit erheblich geringerem 
Risiko verbunden als in anderen Fällen. 
Der Bundestagsausschuß für den Lasten- 
ausgleich hatte während seiner Beratung 
eine entsprechende Regelung vorgesehen 
(vgl. Grüner Zwischentext vom 15. Fe- 
bruar 1952). Der Antrag des Bundesrats 
greift diese Lösung wieder auf. 

16. In § 283 Absatz 1 ist der Betrag 
3000 DM durch 5000 DM zu ersetzen. 

Absatz 2 ist zu streichen. 
Begründung: 

Zu Abs. 1. 

Das Gesetz begrenzt das für jeden Ar- 
beitsplatz zu gewährende Darlehen auf 
3000 DM. Dieser Betrag ist als Höchst- 
betrag offensichtlich zu gering. Eine Er- 
höhung auf 5000 DM erscheint angemes- 
sen und gerechtfertigt. 

Zu Abs. 2 

Die Bestimmung eines Flöchstbetrages 
gehört nicht in das Gesetz. Auch hier hat 
die Praxis bewiesen, daß oft Gelegen- 
heiten zur Eingliederung von Vertrie- 
benen in den Wirtschaftsprozeß nicht 
wahrgenommen werden können, wenn 
das Bundesausgleichsamt nicht eine ent- 
sprechende Entscheidungsfreiheit hat. 

17. §§ 291, 293 und 299: 

§ 291 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unterhaltshilfe wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Berechtigten 
(§ 285) insgesamt 85 DM monatlich 
nicht übersteigen. Dieser Betrag er- 
höht sich für den nicht dauernd von 
ihm getrennt lebenden Ehegatten oder 
für eine Pflegeperson, der der Berech- 
‘ tigte wegen besonderer Gebrechlich- 
keit bedarf, um 37,50 DM und für 
jedes Kind im Sinne des § 289 Abs. 2 
Satz 2, sofern es von dem Berech- 
tigten überwiegend unterhalten wird, 
um 27,50 DM monatlich.“ 

§ 293 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Unterhaltshilfe beträgt für 
den Berechtigten monatlich 85 DM. 

(2) Die Unterhaltshilfe erhöht sich 
um monatlich 37,50 DM für den nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten 


oder eine Pflegeperson, deren der Be- 
rechtigte wegen besonderer Gebrech- 
lichkeit bedarf und um monatlich 
27,50 DM für jedes Kind im Sinne des 
§ 291 Abs. 1.“ 

Tn § 299 Abs. 1 erhält der zweite Halb- 
satz folgende Fassung: 

„An die Stelle des in § 291 Abs. 1 Satz 1 
und in § 293 Abs. 1 bestimmten Be- 
trages tritt jedoch ein Satz von mo- 
natlich 45, — DM.“ 

Begründung; 

Durch das Soforthilfe-Anpassungsgesetz 
werden zu den Sätzen der Unterhalts- 
hilfe Teuerungszuschläge gewährt. Mit 
diesen Teuerungszuschlägen betragen die 
Leistungen der Unterhaltshilfe nach dem 
Soforthilfegesetz 85, — DM bzw. 37,50 
und 27,50 DM. Die Teucrungszuschläge 
zeigen, daß die Sätze des Soforthilfe- 
gesetzes von 70 bzw. 30 und 20 DM un- 
ZLircidiend sind. Es wäre falsch, in einem 
Gesetz von vornherein unzulängliche 
Entschädigungsleistungcn festzusetzen, 
die Unzulänglichkeit dadurch zu doku- 
mentieren, daß Zuschläge als erforderlich 
erklärt werden, und für diese Zuschläge 
ein besonderes Gesetz zu schaffen. Die 
Sätze der Unterhaltshilfe sind deshalb auf 
diejenigen Beträge zu erhöhen, die sich 
aus den ursprünglichen Sätzen und den 
Teucrungszuschlägen ergeben. Das gleiche 
gilt für die Familienzuschläge und die 
Sätze für Vollwaisen. 

Aus der Erhöhung der Entschädigungs- 
sätze folgt zwangsläufig die entsprechende 
Erhöhung der Einkommenshöchstbeträge. 
Aus diesen Gründen kann der Bundesrat 
dem Gesetz über Teuerungszuschläge zur 
Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz nicht zustimmen, er ist sich 
bewußt, daß weitere Erhöhungen der 
Kriegsschadensrente aus den Mitteln des 
Lastenausgleichsfonds nicht getragen wer- 
den können. 

18. In § 291 Abs. 2 Ziff. 2 b wird hinter dem 
Wort „Unfallfolgen“ eingefügt „oder auf 
Grund nat ionalsozialistisdher V erf olgung“ . 

Begründung: 

Es erscheint erforderlich, die Auswirkun- 
gen nationalsozialistischer Verfolgung den 
Unfallfolgen gleichzustellen. 
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19. S 291 Abs. 2 Ziff. 2 b erhält hinter dem 
Wort „Freibeträge“ folgende Fassung: 

„Bei einer Frwcrbsbcschränkung von: 

40 V. H. -- 20, — DM monatlich 

50 V. H. --- 25, — DM monatlich 

60 V. H. — 35, — DM monatlich 

70 V. H. — 45, — DM monatlich 

80 V. H. = 55, — DM monatlich 

90 V. H. = 65, — DM monatlich 

bei Erwerbsunfähigkeit 75, — DM 
monatlich." 

Begründung: 

Es ist angebracht, hier dieselben Frei- 
beträge einzusetzen wie sie bei der Kriegs- 
beschädigtenrente gelten. 

20. In § 296 ist dem Absatz 1 folgender Satz 
anzufügen: 

„Geschädigten, die am Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes bereits 
Unterhaltshilfe nach dem Soforthilfe- 
gesetz erhalten, ist Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit nach diesem Gesetz zu ge- 
währen, wenn sie die Voraussetzungen 
der 288, 289, 291, 292 und 294 
erfüllen.“ 

Begründung: 

Die Vorschrift des 5 796 Abs. 1 bringt 
mit guten Gründen eine Beschränkung 
des Personenkreises, der Unterhaltshilfe 
auf Lebenszeit beziehen soll. Es erscheint 
jedoch unbillig, durch diese Neuerung Per- 
sonen von dem Bezug der Unterhaltshilfe 
auf Lebenszeit auszuschließen, die nach 
den Vorschriften des Soforthilfegesetzes 
bereits Unterhaltshilfc bezogen haben. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß das 
Durchschnittsalter des hier behandelten 
Personenkreises über 70 Jahre Ist, so daß 
die Belastung von Jahr zu Jahr geringer 
wird. 

21. § 300 wird durch folgende Bestimmung 
ersetzt: 

„Die nicht als Rentenempfänger 
von der Sozialversicherung betreuten 
Unterhaltshilfeempfänger werden 
gegen Krankheit in gleicher Art und in 
gleichem Umfange versichert wie die 
Unterhaltshilfeempfänger, die als 
Rentenempfänger von der Sozialver- 
sicherung betreut werden. 


Der Bund, die Länder und die Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) tragen 
die Kosten der Krankenversicherung 
in dem Verhältnis, in dem sie die im 
Rahmen der Kriegsfolgehilfe anfallen- 
den Fürsorgekosten tragen, soweit 
nicht die Länder für die nicht vom 
Bund getragenen Kosten eine andere 
Aufteilung vorschreiben. 

Aus Mitteln des Ausgleichsfonds 
werden 25. v. H. der Gesamtkosten 
erstattet.“ 

Begründung: 

Die bundesrechtliche Regelung erspart be- 
sondere landesrechtliche Bestimmungert, 
soweit dies von den Ländern nicht aus- 
drücklich für erforderlich gehalten wird. 
Sie vermeidet ferner erhebliche finanzielle 
Auseinandersetzungen zwischen den Län- 
dern und den Gemeindeverbänden und 
belastet die Gemeindeverbände nicht 
stärker als nach der Regelung des Sofort- 
hilfercchtcs. Daß dabei eine Kostener- 
stattung durch die Länder auf Ausnahme- 
fälle beschränkt bleibt, erscheint be- 
rechtigt. 

Wenn aus den Mitteln des Ausgleichs- 
fonds zu den Kosten der Krankenver- 
sicherung ein Beitrag von 25 v. H. er- 
stattet wird, dann erscheint es nur folge- 
richtig, daß dieser Kostenbeitrag allen 
öffentlichen Stellen zugute kommt, die zu 
den Kosten der Krankenversicherung bei- 
tragen, so daß sich ihr Anteil jeweils um 
25 **/fl ermäßigt. 

22. In 309 Abs. 1 Satz 1 soll es statt 
„30. September“ heißen: „31. Dezember“. 
Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung: 

Mit Rücksicht darauf, daß sich der Ter- 
min des Inkrafttretens durch die Behand- 
lung des Gesetzentwurfs In den gesetz- 
gebenden Körperschaften weiter ver- 
schoben hat als ursprünglich vorgesehen 
war, erscheint es zweckmäßig, den Ter- 
min vom 30. September 1952 sofort um 
3 Monate zu verlängern. Dieser Termin 
dürfte in jedem Fall ausreichend sein. Die 
Notwendigkeit der Ermächtigung zu 
einer Rechtsverordnung mit gleicher Ziel- 
setzung nach Abs. 3 entfällt. 
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23. a) In § 314 Abs. 2 Ziff. 1 wird statt 

„30 DM“ gesetzt „36 DM“, 
b) ln § 383 Abs. 2 wird hinter dem 
Wort „Soforthilfegesetz“ eingefügt 
„und Soforthilfeanpassungsgesetz“, 

Begründung: 

Beide Vorschriften haben zum Ziele, die 
Vorteile des Teuerungszuschlagsgesetzes 
in das Lastenausgleichsgesetz zu über- 
nehmen. Es wird auf diese Weise der- 
selbe Rechtszustand herbeigeführt, der 
durch das Teuerungszuschlagsgesetz ge- 
schaffen werden sollte. 

24. § 315 erhält folgende Fassung: 

4 315 

(1) Reichen die Einnahmen des 
Ausgleichsfonds zur Deckung der 
Leistungen an die Geschädigten nach 
den beim Inkrafttreten des Gesetzes 
geltenden Sätzen nicht aus, so leisten 
Bund und Länder an den Ausgleichs- 
fonds nach Maßgabe ihrer Steuerkraft 
einen Beitrag. Das Weitere bestimmt 
ein Gesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

(2) Über den besonderen Beitrag 
des Landes Berlin bestimmt 5 384.“ 

Begründung: 

Nach verschiedenen Berechnungen und 
Überlegungen Ist zu erwarten, daß die 
Einnahmen für den Lastenausgleichsfonds 
höher ausfallen werden, als sie den Über- 
legungen des Bundestagsausschusses für 
den Lastenausgleich zugrunde lagen; auf 
der anderen Seite ist es keineswegs sicher, 
daß die Ausgaben die Höhe errreichcn 
werden, die bisher vermutet worden ist. 
Der Bundesrat ist daher der Auffassung, 
daß ein Beitrag der öffentlichen Haus- 
halte zur Finanzierung der Ausgleichs- 
leistungen erst dann vom Gesetzgeber in 
Erwägung gezogen werden dürfte, wenn 
sich nach den Erfahrungen mit dem neuen 
Gesetz herausgestellt haben sollte, daß 
die Ausgleichsleistungen anders nicht zu 
finanzieren sind. 

Diesem Gedanken trägt die vorge- 
schlagene Fassung des § 315 Rechnung. 
Wenn sich herausstellen sollte, daß die 
Einnahmen des Ausgleichsfonds nicht aus- 
reichen, um die Leistungen an die Ge- 
schädigten in dem im Gesetz vorge- 


sehenen Umfang zu gewährleisten, über- 
nehmen Bund und Länder eine Haftung 
für die Fehlbeträge. Dadurch wird ver- 
mieden, daß die Länder feste Beiträge 
zum Ausgleichsfonds auch dann leisten 
müssen, wenn diese nach der Entwicklung 
des Aufkommens nicht erforderlich sind. 

25. In § 326 Abs. 2 muß es statt „an Ge- 
schädigte“ richtig heißen: „an oder für 
Geschädigte“. 

Begründung: 

Das Gesetz sieht vor, daß Darlehen für 
Wohnraumhilfe in allen Fällen nur zu 
Gunsten von Vertriebenen und Sachge- 
schädigten, aber nicht in allen Fällen an 
die Vertriebenen und Sachgeschädigten 
unmittelbar gewährt werden. 

Es handelt sich nur um eine grammatika- 
lische Richtigstellung. 

26. In § 330 Abs. 1 sind die Worte „und in 
Verbindung damit Liquiditätskredite ge- 
währen“ zu streichen. 

Begründung : 

In ^ 330 wird dem Ausgleichsfonds be- 
reits das Recht eingeräumt, Bürgschaften 
zu übernehmen und sich an öffentlich- 
rechtlichen Anstalten der Bundesrepublik 
zu beteiligen. Diese beiden Rechte er- 
scheinen ausreichend. Das Recht, darüber 
hinaus Liquiditätskredite zu gewähren — 
im wesentlichen wohl an die Ver- 
triebenenbank — , würde zusätzlich zu 
den Eingliederungsmaßnahmen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz praktisch die Mög- 
lichkeit der Gewährung von Eineliede- 
rungsdarlehen besonderer Art eröffnen. 
Diese Zweispurigkeit wäre besser zu ver- 
meiden. Außerdem erscheint es bedenk- 
lich, die Höhe dieser Kredite nldit zu be- 
grenzen und Im Gegensatz zu der Rege- 
lung bei Übernahme von Bürgschaften 
eine Zustimmung der Bundesregierung 
nidit vorzusehen, 

Organisation und Verwaltung der 
Ausgabenseite 

27. § 339 erhält folgende Fassung: 

4 339 

Bundesausgleichsamt 

(1) Das Bundesausgleichsamt wird 
von einem Präsidenten geleitet. Der 
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Präsident des Bundcsausgleldisamtcs 
wird auf Vorschlag der Bundesregie- 
rung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desrat durch den Bundespräsidenten 
ernannt und entlassen, 

(2) Das Bundesausgleichsamt unter- 
steht der Dienstaufsicht des Bundes- 
ministers der Finanzen, der auch den 
Sitz des Amtes bestimmt.“ 

Begründung: 

Mit Rücksicht auf das Weisungsrecht des 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
an die Länder muß der Bundesrat for- 
dern, daß er an dem Vorschlag zur Er- 
nennung des Präsidenten mitwirkt. Der 
Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
sich in Angelegenheiten, welche die Ge- 
schäftsführung der Landesausgleichsämter 
betreffen, an die zuständige oberste Lan- 
desbehörde zu wenden; es handelt sich 
um eine Auftragsverwaltung der Länder, 
die ihrerseits die Sachaufsicht über die 
Landesausglcichsämter führen. 

28. In § 340 Abs. 1 erhalt der 3. Satz fol- 
gende Fassung: 

„Je ein Mitglied ernennen die Regie- 
rungen der Länder des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin.“ 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Für jedes Mitglied des Kontrollaus- 
schusses ist ein Stellvertreter zu 
wählen oder zu ernennen.“ 

In Abs. 3 Satz 3 ist der 2. Flalbsatz zu 
streichen. 

Begründung: 

Die Vertreter der Länder im Kontroll- 
ausschuß sollten nicht von den Parlamen- 
ten der Länder gewählt, sondern von den 
Landesregierungen ernannt werden, da 
nur weisungsgebundene Vertreter der 
Länder die Wahrung der Länderinter- 
essen im Kontrollausschuß gewährleisten. 
Es handelt sich um eine ausgesprochene 
Verwaltungsmaßnahme. 

Die Entscheidungsgewalt des Vorsitzen- 
den bei Stimmengleichheit widerspricht 
dem Gedanken der paritätischen Zusam- 
mensetzung des Kontrollausschusses. 

29. § 346 Abs. 2 Satz 3 soll folgende Fassung 
erhalten: 


„Er übt die In Art. 120 a des Grund- 
gesetzes bezeichneten Befugnisse aus.“ 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig an dieser Stelle 
des Gesetzes die Regelung zum Ausdruck 
zu bringen, die durch die Einfügung eines 
Art. 120 a In das Grundgesetz getroffen 
ist. 

Es wird auf die Begründung zu dem An- 
trag an den Vermittlungsausschuß zu 
Art. 120 a verwiesen. 

30. In ^ 347 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte 
„sowie die nach 5 346 Abs. 2 Satz 1 ge- 
troffenen Anordnungen des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts“ zu ersetzen 
durch die Worte „sowie alle Maßnahmen 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
nach § 346 Abs. 2“. 

Begründung: 

Der Kontrollausschuß ist das Kontroll- 
organ gegenüber dem Bundesausgleichs- 
amt. Die Länder legen Wert darauf, bei 
dieser Kontrolle nicht beschränkt zu sein. 
Die Praxis im Kontrollausschuß bei dem 
Hauptamt für Soforthilfe hat ergeben, 
daß die Ausdehnung der Kontrolle auf 
alle Maßnahmen nach 5 346 Abs. 2 zweck- 
mäßig ist. 

31. § 350 Abs. 1 Satz 1 soll folgende Fassung ^ 
erhalten: 

„Für Zwecke der Wohnraumhilfe 
(§§ 325 bis 327) sind die Reinerträge 
aus der Hypothekengewinnabgabe 
(%% 124 ff.) mindestens jedoch jähr- 
lich 300 Millionen DM bereitzustellen. 
Die Mittel werden den Ländern dar- 
lehensweise zur Verfügung gestellt. 
Hierbei werden den Ländern 85 v. H. 
des Aufkommens aus der Hypotheken- 
gewinnabgabe Innerhalb Ihres Gebietes 
zugewiesen. Der Rest des Aufkom- 
mens aus der Hypothekengewinnab- 
gabe sowie die darüber hinausgehen- 
den Beträge werden nach Maßgabe des 
§ 374 auf die Länder verteilt.“ 

Begründung: 

Der Bundesrat steht wegen der Verwen- 
dung der Mittel für die Wohnraumhilfe 
auf dem Standpunkt, daß mindestens das 
Aufkommen aus der Hypothekengewlnn- 
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abgabe für Zwecke der Wohnraumhilfc 
zu verwenden ist, und daß insoweit durch 
das Gesetz eine Zweckbindung auszu- 
sprechen ist. Das bisherige Verfahren, wo- 
nach die Mittel für Zwecke des sozialen 
Wohnungsbaues aus dem Hypotheken- 
sicherungsgesetz von den Ländern, in 
denen sie aufgekommen sind, vorzugs- 
weise eingesetzt wurden, hat sich be- 
währt. Es sollte deshalb sowohl im § 350 
Abs. 1 wie in ^ 374 Abs. 1 und 2 zum 
Ausdruck kommen, daß die Länder 
gegenüber dem Bundesausgleichsamt die 
ersten Darlehensnehmer für die Mittel 
der Wohnraumhilfe sind. 

32. In 5 350 ist nach Abs. 1 folgender Abs. 2 
einzufügen: 

„(2) Bei der Verteilung der Mittel 
für die Gew^ährung von Arbeitsplatz- 
darlehen (§§ 282, 283) sind die Län- 
der mit überdurchschnittlicher Ar- 
beitslosigkeit bevorzugt zu berück- 
sichtigen.“ 

In dem bisherigen Abs. 2 sind die Worte 
„und der Vermögensteuer 84 ff.)“ zu 
streichen. 

Die bisherigen Absätze 2, 3, 4 werden 
Absätze 3, 4, 5. 

Begründung: 

Arbeitsplatzdarlehen müssen insbeson- 
dere in die Länder fließen, die unter 
hoher struktureller Arbeitslosigkeit be- 
sonders zu leiden haben. Durch die äußere 
Umsiedlung wird die Arbeitslosigkeit be- 
sonders unter den Heimatvertriebenen 
nur zu einem geringen Teil gemildert 
werden können. 

Die Streichung der Worte „und der Ver- 
mögensteuer“ ergibt sich aus der 
Streichung der §§ 84 bis 122. 

33. 5 350 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Vom Ausgleichsfonds können mit 
Zustimmung der Bundesregierung 
Bürgschaften 330) bis zu einem Ge- 
samtbeträge von einer Milliarde Deut- 
scher Mark sowie Beteiligungen 
(§ 330) bis zu einem Gesamtbeträge 
von dreißig Millionen Deutscher Mark 
übernommen werden. Im Falle der 
Übernahme von Bürgschaften Ist in 
dem Ausgabeplan die voraussichtliche 
Inanspruchnahme des Ausgleichsfonds 
zu berücksichtigen.“ 


Begründung: 

In § 350 wird in der vom Bundestag be- 
schlossenen Fassung die Zustimmung der 
Bundesregierung für Bürgschaften fest- 
gelegt und eine Höchstgrenze bestimmt. 
Es erscheint aus systematischen und wirt- 
schaftlichen Gründen richtig, diese für die 
Bürgschaften vorgesehene Regelung hin- 
sichtlich der Zustimmung der Bundes- 
regierung und der Festlegung einer 
Höchstmenge auch auf die Beteiligungen 
auszudehnen. Dabei erscheint ein Betrag 
von 30 Millionen DM angemessen. 

34. ^ 374 Abs. 2 Satz 1 wird gestrichen. Satz 2 
wird Satz 1 und erhält folgende Fassung: 

„Die Mittel sind von den Ländern als 
erste Darlehensnehmer dem Aus- 
gleichsfonds gegenüber derart zu 
tilgen, daß die Tilgung innerhalb von 
30 Jahren abgeschlossen ist.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung ergibt sich 
aus der vorgeschlagenen Änderung von 
§ 350 Abs. 1. Es wird auf die dort ge- 
gebene Begründung verwiesen. 

35. § 377 Absatz 2 soll folgende Fassung er- 
halten: 

„Im übrigen tragen die Länder ein- 
schließlich des Landes Berlin und die 
anderen an der Durchführung der 
Vorschriften des Dritten Teiles des 
Gesetzes beteiligten Gebietskörper- 
schaften diejenigen Kosten selbst, die 
tatsächlich bei ihnen anfallen. Der 
Bund erstattet die Hälfte dieser 
Kosten. 

Begründung: 

Es erscheint unbedingt geboten, den schon 
im Soforthilferecht verkörperten Grund- 
satz, daß jede Gebietskörperschaft Ihre 
eigenen Verwaltungskosten selbst trägt, 
bereits bundesrechtlich festzulegen. An- 
derenfalls wären Länder gehalten, ent- 
weder ein Landesgesetz über die Kosten- 
tragung zu schaffen — was schwierig 
durchzubringen und zu unerquicklichen 
Auseinandersetzungen mit den Gemein- 
den und Gemeindeverbänden führen 
müßte — oder von vornherein die ge- 
samten Kosten der Kreise bzw. den vom 
Bund nicht getragenen Anteil zu über- 
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nehmen. Zu einer solchen Mehrbelastung 
der Länder und Entlastung der gemeind- 
lichen Körperschaften liegt kein Anlaß 
vor. 

Die Ausgabenseite des Lastenausgleichs 
wird nach der vorgesehenen Regelung 
von den Ländern nicht als eigene Ange- 
legenheit im Sinne von Art. 83 des GG. 
sondern als Auftragsangelegenheit im 
Sinne von Art. 85 des GG. durchgeführt. 
Es entspricht einem allgemeinen Grundsatz 
und den Bestimmungen des fortgeltenden 
§ 54 des 3. Gesetzes zur Änderung des 
Finanzausgleichs vom 31. Juli 1938, 
RGBl. I S. 966, daß der Bund für die 
Bereitstellung der erforderlichen Mittel 
Sorge zu tragen hat, wenn den Ländern 
und Gemeinden neue Pflichten auferlegt 
werden, durch die ihnen neue Lasten er- 
wachsen. Der Vorschlag, daß sich der 
Bund einerseits und die Länder und Ge- 
meinden andererseits in die Kosten teilen 
sollen, entspricht dem weitestmöglichen 
Entgegenkommen der Länder und Ge- 
meinden unter dem Gesichtspunkt einer 
Interessenquote. Wollte man auf eine Be- 
teiligung des Bundes an einer Aufbrin- 
gung der Kosten verzichten, dann würde 
der augenblickliche Zustand beibehalten 
werden, wonach gerade diejenigen Länder 
und diejenigen Gemeinden durch Verwal- 
tungskosten besonders hochbelastet wer- 
den, die durch die Aufnahme von Ver- 
triebenen und durch Kriegssachschäden 
am schwersten belastet sind. 

36. § 379 Absatz 2 soll folgende Fassung er- 
halten: 

„Ausgleichsämter, Ausgleichsausschüsse 
und Landesausgleichsämter sind die 
auf Grund der Vorschriften der So- 
forthilfegesetze gebildeten Ämter für 
Soforthilfe, Soforthilfeausschüsse und 
Landesämter für Soforthilfe, soweit 
die Länder nach Maßgabe der Be- 
stimmungen der §§ 332 ff. keine ab- 
weichende Regelung treffen.*^ 

Begründung: 

In der jetzigen Fassung des § 379 Ab- 
satz 2 ist lediglich eine vorläufige Über- 
leitung bis zur endgültigen Übernahme 
der Geschäfte durch die Ausgleichsämter 
vorgesehen. Sowohl der Bund (Bundes- 
regierung und Bundestag) wie audi die 
Länder gehen davon aus, daß die bis- 


herigen Soforthilfeämter auch endgültig 
Ausgleichsämter im Sinne des LAG wer- 
den. Die derzeitige Fassung zwingt aber 
mindestens eine Reihe von Ländern, 
diese organisatorische Anordnung (Über- 
tragung von Auftragsverwaltung) durch 
Gesetz zu treffen. Auf diese ausdrück- 
liche Übertragung an die Gemeindever- 
bände ist auch § 332 Absatz 2 LAG ab- 
gestellt. Die sofortige Regelung erspart 
gesetzliche Maßnahmen und sonstige 
Ausführungsbestlmmungcn der Länder, 
soweit die Länder nicht ausdrücklich eine 
abweichende Regelung treffen wollen. 
Sie vermeidet ferner die aus Anlaß der 
zu treffenden Maßnahmen mit Sicherheit 
zu erwartenden Komplikationen, insbe- 
sondere die Gelegenheit zur Stellung 
finanzieller Ansprüche durch die Gemein- 
den und Gemeindeverbände. 

37. § 381 Absatz 1 erhält folgenden Zusatz: 

„§ 350 Abs. 1 findet entsprechende 
Anwendung.“ 

Begründung: 

Die zu § 350 Abs. 1 vorgeschlagene Re- 
gelung soll nicht nur für die Hypothe- 
kengewinnabgab'e und damit nicht nur 
für die zukünftig bereitgestellten Mittel 
für die Wohnraumhilfe gelten, sondern 
auch für das Aufkommen aus dem Hy- 
pothekensicherungsgesetz und den ent- 
sprechenden Gesetzen der französischen 
ßesatzungszone, wie dies schon bisher der 
Fall gewesen ist. 

38. Dem § 382 soll folgender Abs. 4 ange- 
fügt werden: 

„Der Bund wird nach Maßgabe eines 
besonderen Gesetzes Mittel für die 
Wiedergutmachung zur Verfügung 
stellen.“ 

Begründung: 

Entgegen dem ursprünglichen Beschluß 
des Bundesrates vom 19. Januar 1951 hat 
der Bundestag von der Aufnahme einer 
Bestimmung abgesehen, wonach aus dem 
Lastenausgleich Mittel für die Wiedergut- 
machung zur Verfügung gestellt werden 
sollen. Der Bundesrat hält an seinem ur- 
sprünglichen Beschluß iiidTt mehr fest; er 
erachtet es aber für erforderlich, daß in 
der Überleitungsvorschrift des § 382 für 
politisch Verfolgte eine Bestimmung auf- 


13 



genommen wird, wonach der Bund nach 
Maßgabe eines besonderen Gesetzes Mit- 
tel für die Wiedergutmachung zur Ver- 
fügung stellt. 

39. in § 384 ist Ziffer 2 auf Grund der Neu- 
fassung des § 315 entsprechend zu än- 
dern. 

Begründung: 

Es wird auf die Begründung zu § 315 
verwiesen. 

40. Dem § 385 soll folgender Absatz 2 an- 
gefügt werden: 

„Die Berücksichtigung von Schäden 
und Verlusten an einem Vermögens- 
gegenstand, den ein Verfolgter im 
Vertreibungsgebiet durch Entziehung 
zugunsten der öffentlichen Hand vor 
dem Vertreibungszeitpunkt eingebüßt 
hat, wird durch ein besonderes Ge- 
setz geregelt. Das gleiche gilt für die 
Zurechnung eines Vermögensgegen- 
standes, den ein Verfolgter zugunsten 
eines anderen als der öffentlichen 
Hand eingebüßt hat, zum Vermögen 
des Verfolgten statt zum Vermögen 
des anderen.“ 

Begründung: 

Hinsichtlich der Vermögensobjekte, die 
Verfolgte in den Vertreibungsgebieten 
durch Konfiskation oder sonstige Ent- 
ziehung vor dem Vertreibungszeitpunkt 
eingebüßt haben, beschränkt sich das Ge- 


setz auf die negative Bestimmung des bis- 
herigen § 385. Es erscheint erforderlich, 
ergänzende positive Bestimmungen 
wenigstens anzukündigen, durch die die 
Zurechnung der entzogenen Objekte zum 
Vermögen des Verfolgten statt zum Ver- 
mögen des Fiskus bzw. des sonstigen 
Entziehers ermöglicht wird. Ein Vor- 
behalt schon im Gesetz selbst ist erforder- 
lich, damit nicht der Entzieher auf Grund 
des jetzigen § 385 in allen Fällen, in 
denen keine „Ausnutzung der Gewalt- 
herrschaft“ vorliegt, den Anspruch aus 
diesem Gesetz zunächst einmal vor- 
behaltlich erwirbt. 

41. In § 397 sind zu den bereits vorgesehe- 
nen Änderungen des Feststellungsgesetzes 
diejenigen hinzuzufügen, die sich aus den 
vorstehenden Änderungen des Gesetz- 
entwurfs über den Lastenausgleich 
zwangsläufig ergeben. 

Die Forderung des Bundesrates, Scha- 
densgruppen in § 269 einzuführen, steht 
mit den Bestimmungen des Feststellungs- 
gesetzes nicht in Widerspruch. Es müßte 
jedoch insofern dem Prinzip der Scha- 
densgruppen Rechnung getragen werden, 
als wegen fehlenden Rechtsschutzinter- 
esses die Einlegung von Rechtsmitteln 
im Feststellungsverfahren dann kraft Ge- 
setzes ausgeschlossen wird, wenn trotz 
Erfolges des Rechtsmittels eine Ein- 
reihung in eine andere Sdiadensgruppe 
und damit eine Änderung der Höhe der 
Entschädigungsleistung nicht eintreten 
würde. 
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